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Ächtung von Atomwaffen hält 
Deutschland laut Weißbuch 
der Bundeswehr „zur glaub-
haften Abschreckungsfähig-
keit“ an der nuklearen Teil-
habe der NATO fest und ver-
fügt in Garching und Gronau 
über Kapazitäten zur indu-
striellen Anreicherung waffen-
fähigen Urans. In einem Auf-
satz des Koordinators für Si-
cherheitspolitik der Konrad-
Adenauer-Stiftung, Karl-
Heinz Kamp, in der Neuen 
Zürcher Zeitung vom 13. Ja-
nuar 2006, Seite 7, heißt es: 
„Der Besitz von Atomwaffen 
vergrößert das Spektrum poli-
tischer und militärischer Op-
tionen eines Landes.“ In Stra-
tegiepapieren der Europäi-
schen Union, wie dem „Euro-
pean Defence Paper“, finden 
sich Überlegungen, Atomwaf-
fen im Rahmen der Europäi-
schen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik (ESVP) einzu-
setzen.2 Mit dem Konstrukt 
des militärischen Kerneuropa 
gemäß Artikel 1-41(6) der 
EU-Verfassung über die 
„Ständige Strukturierte Zu-
sammenarbeit“ der am mei-
sten hochgerüsteten Mit-
gliedsländer hat sich 
Deutschland auch die ange-
strebte nukleare Teilhabe im 
Rahmen des ESVP gesichert.

Wie das demokratische, 
friedliche und wohlha-
bende Europa möglich 
sein soll

Kommt es wegen schreiender 
Ungerechtigkeiten zu Auf-
ständen, greift Titel I Artikel 2 
der Erläuterungen zur Charta 
der Grundrechte. Danach ist 
eine Tötung nicht als Verlet-
zung des Rechts auf Leben 
anzusehen, wenn sie „unbe-
dingt erforderlich ist (…) um 

 Hans Heinz Holz: Nukleardok-
trin für Europa, in: junge Welt 
24./25. Juni 2006.
2 Tobias Pflüger, Martin Hantke: 
Zum Militärprogramm der Deut-
schen Ratspräsidentschaft, in: 
Materialien gegen Krieg, Repres-
sion und für andere Verhältnisse, 
Heft 1, November 2006, S. 7, 
Vertrieb: Informationsstelle Mi-
litarisierung (IMI) e.V. Tübingen.

einen Aufruhr oder einen Auf-
stand rechtmäßig niederzu-
schlagen“. Bei unmittelbarer 
Kriegsgefahr kann nach die-
sen Erläuterungen die Regie-
rung û wie bei allen anderen 
Angelegenheiten der inneren 
oder äußeren Sicherheit û
ohne Beteiligung des Parla-
ments die Todesstrafe wieder 
einführen.

Gemäß der Solidaritätsklausel 
des Artikels I-16 können zur 
Aufstandsbekämpfung EU-
Battle Groups, Rapid De-
ployable Police Elements 
(schnell verlegbare Polizei-
gruppen) und die paramilitäri-
sche European Gendarmerie 
Force aus Italien, Frankreich, 
Spanien, Portugal und Grie-
chenland zum Einsatz kom-
men.

Wird bei einer „Mission“ zur 
Aufstandsbekämpfung das 
Gebot der Verhältnismäßig-
keit verletzt, so ist dem betrof-
fenen EU-Bürger gemäß Arti-
kel III-376 und 377 der Weg 
zum EU-Gerichtshof ver-
sperrt. Bereiche der Gemein-
samen Außen- und Sicher-
heitspolitik sowie Maßnamen 
der Polizei oder anderer Straf-
verfolgungsbehörden der Mit-
gliedstaaten für die Aufrecht-
erhaltung der öffentlichen 
Ordnung und den Schutz der 
inneren Sicherheit sind aus-
drücklich vom Einspruchs-
recht der Bürger als Aufgaben 
des EU-Gerichtshofs ausge-
nommen. Um einer „falschen“ 
Gerichtsentscheidung vorzu-
beugen, werden die Richter 
nicht vom Parlament gewählt, 
sondern von den Regierungen 
bestimmt. Sie erhalten ein 
monatliches Grundgehalt von 
17.000 Euro.

Fazit: Schon heute ist Europa 
ein Eldorado für große Kapi-
talgesellschaften und interna-
tionale Konzerne, insbeson-
dere der Rüstungsindustrie. 
Die vorgeschlagene EU-Ver-
fassung würde diesen Zustand 
nach Artikel IV-446 für unbe-
grenzte Zeit zementieren. Eine 
Änderung ist dann nur noch 
mit Zustimmung aller (wirk-
lich aller!) Mitglieder möglich 

(vergleiche Artikel IV-443 
(3)). Der vorliegende Entwurf 
verstößt allein schon durch die 
für alle Unionsländer ver-
bindliche Hochrüstung zum 
Zweck der Interventionsfähig-
keit (mit der Möglichkeit, 
Kriege auch präventiv führen 
zu können!) gegen elementare 
Bestimmungen des Völker-
rechts und des Grundgesetzes: 
Kriegsgegner wären Verfas-
sungs- und Staatsfeinde und 
könnten verfolgt werden. 
Selbst soziale Bewegungen 
könnten als verfassungsfeind-
lich verboten werden, weil sie 
die garantierte Unternehmer-
und Kapitalfreiheit behindern.

Seit 1983 treffen sich unter

Vor 40 Jahren hat das soge-
nannte Nth Country Experi-
ment bewiesen, daß zwei 
junge Physiker ohne spezielle 
Vorkenntnisse auf der Grund-
lage öffentlich zugänglicher 
Literatur in weniger als drei 
Jahren einen funktionstüchti-
gen Atomsprengsatz entwik-
keln können. Es gibt keinen 
Zweifel, daß in Zeiten weit 
verbreiteter Computer- und 
Internettechnologie eine klei-
ne Gruppe motivierter und be-
gabter Wissenschaftler einen 
Atomsprengkörper innerhalb 
weniger Wochen entwickeln 
könnte. Darauf macht der in 
Paris lebende deutsch-franzö-
sische Energie- und Atompo-
litikexperte Mycle Schneider 
in einer Studie für die Grünen 
im Europaparlament aufmerk-
sam, die am 21. März 2007 in 
Brüssel vorgestellt wurde.

Am 14. Dezember 1966 hatten 
zwei amerikanische Dokto-
randen einen Bericht mit dem 
Titel „The Nth Country Fission 

Weapon Design“. Die Ge-
heimhaltung um den Bericht 
wurde erst 2003 teilweise auf-
gehoben. Die beiden jungen 
Wissenschaftler hatten ein 
zweieinhalbjähriges Projekt 
des US-Atomwaffenzentrums 
Lawrence Radiation Laborato-
ry mit dem Namen Nth Coun-
try Experiment fertiggestellt. 
Zweck war es „herauszufin-
den, ob ein glaubwürdiger 
Atomsprengsatz entwickelt 
werden kann, mit bescheide-
nem Aufwand, von ein paar 
gut ausgebildeten Leuten ohne 
Zugang zu Geheiminforma-
tionen“. Außerdem waren die 
Teilnehmer aufgefordert wor-
den, „einen Atomsprengsatz 
zu entwickeln, der in kleiner 
Anzahl gebaut, für eine kleine 
Nation eine signifikante Aus-
wirkung auf die Außenpolitik 
haben würde“.

Die beiden jungen Physiker 
brauchten damals lediglich 
etwa drei Personenjahre, um 
ein Design zu entwickeln, 

Ausschluß der Öffentlichkeit 
mit maßgeblicher Beteiligung 
des Bertelsmannkonzerns die 
Vertreter weiterer 47 Groß-
konzerne beim European 
Round Table (ERT). Was sich 
als eine Erfolgsgeschichte für 
die Wahrnehmung der Wirt-
schaftsinteressen erwiesen hat, 
sollte Vorbild für die Bevöl-
kerung sein:
Viele Runde Tische zur 
Entwicklung einer wirklich 
demokratischen Verfassung 
mit echter Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger als 
Voraussetzung für wirt-
schaftliche und soziale Ge-
rechtigkeit, Frieden und 
ökologische Nachhaltigkeit!



Atompolitik

Der Vertrag über die Nicht-
weiterverbreitung von Atom-
waffen förderte von Anfang 
an die Weiterverbreitung von 
Atomwaffen-Technologie
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dessen Funktionsweise von 
den ausgewiesenen US-Waf-
fenexperten bestätigt wurde.
Die entscheidende Hürde für 
die eigentliche Herstellung ei-
ner Atombombe, so meint 
Schneider, ist die Verfügbar-
keit einer ausreichenden Men-
ge an geeignetem Spaltmate-
rial, also Plutonium oder hoch 
angereichertes Uran. Je nach 
Auslegung des Sprengsatzes 
könnten Menge und Volumen 
des benötigten Spaltmaterials 
extrem klein und leicht zu ver-
bergen sein. Die 6 Kilogramm 
Plutonium der Nagasaki-Bom-
be würden in eine Coca Cola-
Dose passen.
Ein Schwarzmark für Nu-
klearmaterial existiert, sieht 
Schneider. US-Nachrichten-
dienste gingen davon aus, daß 
allein in Rußland ausreichend 
Spaltmaterial für die Herstel-
lung von Atomsprengsätzen in 
der Bestandsbilanz fehlt und 
das unentdeckte Schmuggel-
aktivitäten stattgefunden ha-
ben. Diverse subnationale 
Gruppen, wie Al Qaida, hätten 
im Laufe der letzten 10 Jahre 
Interesse an Atomwaffen be-
kundet. Einige wenige Länder, 
insbesondere Frankreich und 
England, betrieben nukleare 
Systeme, die jedes Jahr Dut-
zende von Transporten von 
135 bis etwa 250 Kilogramm 
Plutonium über Straße und 
Meere voraussetzten. Diese 
Transporte stellten ein beson-
ders einfaches und offensicht-
liches Angriffsziel dar.
Der Nichtweiterverbreitungs-
vertrag hat sich als ineffizien-
tes Abrüstungsmittel erwie-
sen, erklärt Schneider. Er habe 
die Privilegien der Atomwaf-
fenstaaten betoniert und ziele 
explizit auf die Weiter-
verbreitung von Atomtech-
nologie, welche für militäri-
sche Zwecke genutzt werden 
könne und auch genutzt wer-
de. In diesem Sinne sei der 
Nichtweiterverbreitungsver-
trag auch ein Weiterverbrei-
tungsvertrag. Seine Neuver-
handlung sei unabdingbar, ge-
nauso wie die Aushandlung 
eines Vertrages, der jede wei-
tere Produktion von waffenfä-

higen Spaltmaterialien ver-
biete.

Der Fall Iran, so Schneider, 
illustriere die Heuchelei der 
gegenwärtigen Diplomatie. 
Während massiver internatio-
naler Druck auf den Iran aus-
geübt wird, sein nationales 
Urananreicherungsprogramm 
aufzugeben, bleibe es dem 
Land überlassen, reichhaltige 
Dividenden aus seiner Betei-
ligung an der internationalen 
Urananreicherungsanlage 
EURODIF in Frankreich zu 
kassieren. Unter dem Nicht-
weiterverbreitungsvertrag ha-
be das Unterzeichnerland Iran 
im Prinzip das Recht auf die 
gesamte Palette „ziviler“ 
Atomtechnologie, einschließ-
lich Urananreicherung und 
Plutoniumabtrennung. Wäh-
rend es in der Tat eine Reihe 
von „ausstehenden Themen“ û
besonders bezüglich Verifizie-
rung und Zugang zu Anlagen 
û mit der IAEO gibt, so gebe 
es keine Hinweise darauf, daß 
der Iran Nuklearmaterial oder 
Anlagen tatsächlich für mili-
tärische Zwecke mißbrauche.
Hier liege das Problem: Der 
Nichtweiterverbreitungsver-
trag ist das perfekte Werk-
zeug, um ein volles „ziviles“ 
Atomprogramm aufzubauen 
und eine latente Atomwaffen-
kapazität zu entwickeln. Meh-
rere Länder û Nord-Korea ist
das letzte Beispiel û seien 
bereits diesen Weg gegangen. 
Der Iran müsse nicht einmal 
Atomwaffen bauen, sondern 
könne die Logik „virtueller 
Abschrekkung“ verfolgen. 
Später könnte das Land immer 
noch dem nordkoreanischen 
Beispiel folgen und aus dem 
Nichtweiterverbreitungsver-
trag austreten, falls es wirklich 
Atomwaffen herstellen will.

Mycle Schneider: The Permanent 
Nth Country Experiment, Nuclear 
Weapons Proliferation in a Ra-
pidly Changing World, Paris, 
March 18, 2007, Commissioned 
by The Greens/European Free 
Alliance in the European Parlia-
ment. http://www.greens-efa.org/ 
cms/topics/dokbin/174/174257.th
e_permanent_nth_country_experi
ment_nuc@de.pdf 
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